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L a n d t a g s b e s c h l u s s

Der Landtag hat am 10. April 2025 folgenden Beschluss gefasst (Drucksache 
17/8550 Abschnitt II):

Die Landesregierung zu ersuchen, 

dem Landtag bis zum 30. Juni 2026 erneut zu berichten.

(Der Beschluss bezieht sich auf Abschnitt II des vorausgegangenen Beschlusses 
des Landtags vom 21. Februar 2019 – Drucksache 16/4907:

Die Landesregierung zu ersuchen, 

1.	�bei der Neuentwicklung eines IT-Verfahrens zur Unterstützung die Kommu
nikation zwischen allen Beteiligten durch die Schaffung von Schnittstellen 
medienbruchfrei zu gestalten, Prozesse und Zuständigkeiten praxisgerecht 
zu optimieren und der Informationssicherheit besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen; 

2.	�eine gebündelte Zuständigkeit für Betrieb und Support des künftigen Verfah-
rens anzustreben;

3.	�Standards und Prozesse für die Entwicklung und Pflege von IT-Verfahren früh-
zeitig festzulegen, um die BITBW auf die Zuständigkeit für Fachverfahren ab 
2021 vorzubereiten.)

Mitteilung
der Landesregierung

Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss des Landtags; 
hier:	�Denkschrift 2018 des Rechnungshofs zur Haushalts- und 

Wirtschaftsführung des Landes Baden-Württemberg
	 – Beitrag Nr. 7:	�IT-Unterstützung im Flüchtlingsma-

nagement:
		�  Zuständigkeit bei der Entwicklung 

und Pflege von Fachverfahren

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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B e r i c h t

Mit Schreiben vom 26. Juni 2026, Az.: JUMRV-1353-31/4/3, berichtet das Mi-
nisterium der Justiz und für Migration im Namen der Landesregierung wie folgt:

Neuentwicklung eines IT-Verfahrens zur Unterstützung des Flüchtlingsmanage-
ments

Für das Flüchtlingsmanagement kam in Baden-Württemberg das Fachverfahren 
„Migranten-Verwaltungs-Informations-System“ (MigVIS) zum Einsatz. MigVIS 
wurde von der Komm.One (vormals: Datenzentrale Baden-Württemberg bzw. 
ITEOS) im Auftrag des Innenministeriums entwickelt und war seit 2008 im Ein-
satz. Wie bereits in den Vorberichten1 dargestellt, hatte das damalige Ministerium 
für Inneres, Digitalisierung und Migration daher Anfang 2017 unter dem Namen 
„Digitalisierung der Migrantenverwaltung“ (DiMig) ein Projekt zur Beschaffung 
und Anpassung oder Entwicklung eines neuen IT-Fachverfahrens zur Unterstüt-
zung des Flüchtlingsmanagements eingerichtet. Das Projekt wird seit dem Wech-
sel der Zuständigkeit in das Ministerium der Justiz und für Migration von diesem 
weitergeführt.

Im Oktober 2025 hat die Projektgruppe unter Federführung des Ministeriums der 
Justiz und für Migration MigVIS erfolgreich durch das Fachverfahren „digitale 
Migrationsverwaltung Baden-Württemberg“ („diMig“) abgelöst.

1.	Altverfahren MigVIS

Hinsichtlich des abgelösten Altverfahrens MigVIS wird auf die Vorberichte ver-
wiesen.2 Der Betrieb von MigVIS verlief seit dem letzten Bericht im Juni 2023 
bis zur Ablösung im Oktober 2025 unauffällig.

MigVIS wird derzeit in einem „Lesemodus“ weiter betrieben. Dieser ermöglicht 
es der Sachbearbeitung, historische Daten in MigVIS zu recherchieren, um sicher-
zustellen, dass die Datenmigration von MigVIS nach diMig erfolgreich war. Eini-
ge unstrukturierte Daten aus MigVIS konnten nicht fachlich sinnvoll nach diMig 
übertragen werden. Auch diese Daten bleiben über den Lesemodus einsehbar. 
Datenänderungen in MigVIS werden systemseitig zurückgewiesen. Datensätze 
können nur noch in diMig angelegt und mit neuen Daten befüllt werden.

Mit abnehmender fachlicher Notwendigkeit für den Betrieb des Lesemodus wird 
der vollständige Rückbau von MigVIS vorbereitet.

2.	Überblick „digitale Migrationsverwaltung Baden-Württemberg“

Die Leitung des Projekts „Digitalisierung der Migrationsverwaltung“ (DiMig) ob-
liegt Referat 54 des Ministeriums der Justiz und für Migration. Die BITBW über-
nimmt die Entwicklung von diMig im Auftrag des Ministeriums der Justiz und für 
Migration; dazu bedient sie sich ganz überwiegend externer Unterauftragnehmer. 
Das Regierungspräsidium Karlsruhe stellt die fachlichen Ansprechpartner.

Die Projektleitung berichtet regelmäßig an den Lenkungsausschuss, der auch 
die projektleitenden Entscheidungen trifft. Im Lenkungsausschuss sind die be-
troffenen Fachreferate des Ministeriums der Justiz und für Migration, die Ab-
teilungen 8 und 9 des Regierungspräsidiums Karlsruhe, die IT-Leitstelle des 

_____________________________________

1	� Bericht der Landesregierung vom 29. Juni 2019 (Drucksache 16/6497), Seite 2; Bericht der 
Landesregierung vom 18. September 2020 (Drucksache 16/8822), Seite 1; Bericht der 
Landesregierung vom 30. Juni 2023 (Drucksache 17/5012), Seite 2; Bericht der Landesregierung 
vom 31. Januar 2025 (Drucksache 17/8247), Seite 2.

2	� Bericht der Landesregierung vom 27. Juni 2022 (Drucksache 17/2780), Seite 2; Bericht der 
Landesregierung vom 31. Januar 2025 (Drucksache 17/8247), Seite 2.
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Ministeriums der Justiz und für Migration, die IT-Leitstelle des Ministeriums des 
Inneren, für Digitalisierung und Europa sowie die BITBW vertreten.

Zur Einbindung der kommunalen Seite wurde ein kommunales Vorbefassungs-
gremium eingerichtet, das in der Regel kurz vor dem Lenkungsausschuss tagt, um 
bei Bedarf zu den Themen des Lenkungsausschusses Stellung zu nehmen, soweit 
sie die kommunale Seite betreffen. Im kommunalen Vorbefassungsgremium sind 
der Städtetag, der Landkreistag, der Gemeindetag sowie einige Stadt- und Land-
kreise stellvertretend für die unteren Aufnahmebehörden vertreten.

Unter dem Oberbegriff „digitale Migrationsverwaltung Baden-Württemberg“ 
(„diMig“) wurden seit dem letzten Bericht mehrere Projektmeilensteine abge-
schlossen und auch neue angestoßen. Die wesentlichen waren:

Januar 2025:	� schrittweise Bereitstellung der „PIK-BW“ für die Lan-
deserstaufnahmeeinrichtungen

Mai 2025:	� Bereitstellung der „PIK-BW“ für die Ausländerbehörden

6. bis 8. Oktober 2025:	 Ablösung von MigVIS durch diMig

19. Dezember:	 Erweiterung von diMig um weitere Vorgangsarten

9. April 2026:	 Erweiterung von diMig im Bereich Verlegung

4. Mai 2026:	� Bereitstellung der Antragstrecke für die modifizierte 
Pauschale

12. Juni 2026 (geplant):	� Bereitstellung Fachverfahren für Screening; Umfang-
reiche Anpassungen an diMig zur Umsetzung des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems

3.	Einführung der „Landeeinheitlichen PIK-BW“

Die „Personalisierungsinfrastrukturkomponente“ („PIK“) ist das IT-System für 
die Registrierung und/oder Identitätsprüfung von Asylsuchenden und unerlaubt 
eingereisten bzw. unerlaubt aufhältigen Ausländern. An den sogenannten PIK-
Stationen in den Erstaufnahmeeinrichtungen und Ausländerbehörden können Fin-
gerabdrücke und Gesichtsbild digital aufgenommen und über Schnittstellen mit 
Datenbeständen beim Bundeskriminalamt verglichen sowie dort und im Auslän-
derzentralregister gespeichert werden. Im Frühjahr 2021 hat der Bund bekannt 
gegeben, die Bund-Länder-Kooperation, in deren Rahmen die Bundes-PIK von 
Ländern und Kommunen genutzt werden konnte, nicht fortzuführen und die Bun-
des-PIK zum 31. Dezember 2024 abzuschalten.3

Es musste daher landesseitig ein Nachfolgesystem für die PIK umgesetzt wer-
den. Aufgrund der Empfehlung der Gemeinsamen Finanzkommission vom  
23. Juni 2023 sollten auch die Unteren Ausländerbehörden bei den Kommunen 
vom Land mit einer PIK-Nachfolgelösung ausgestattet werden. Die Umset-
zung wurde als „landeseinheitliche PIK-BW“ projektiert.

Das Registrierungssystem „landeseinheitliche PIK-BW“ setzt sich aus drei Kom-
ponenten zusammen: Registrierungshardware, Registrierungsverfahren und Midd-
leware.

Für die Registrierung sind ein Fingerabdruckscanner, ein Gerät zum Auslesen 
und Prüfen von Pässen und anderen hoheitlichen Dokumenten sowie eine Kamera 

_____________________________________

3	� Vgl. ausführlich zur Vorgeschichte den Bericht der Landesregierung vom 31. Januar 2025 
(Drucksache 17/8247), Seite 3.
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erforderlich. Diese Hardware muss vom Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnologie zertifiziert worden sein. Insgesamt wurden 241 Exemplare 
der Hardware für Land und Kommunen über die govDigital e. G. bei der Bundes
druckerei beschafft und rechtzeitig an die nutzenden Stellen geliefert. Seit Start 
der PIK-BW gibt es vereinzelt Nachbestellungen von kommunalen Ausländerbe-
hörden, die bis jetzt allesamt bedient werden konnten.

Als weitere Komponente wird ein Registrierungsverfahren benötigt, das den Re-
gistrierungskräften die entsprechenden Eingabemasken anbietet und sie den Re-
gistrierungsprozess steuern lässt. Für diese Aufgabe wurde eine erste Version des 
Fachverfahrens diMig rechtzeitig zum Jahreswechsel 2024/2025 bereitgestellt.

Als letzte Komponente ist schließlich eine Middleware erforderlich, damit das 
Registrierungsverfahren mit der Registrierungshardware kommunizieren kann. 
Sie wurde gemeinsam mit der Hardware bei der govDigital e. G. beschafft und 
wird von der Bundesdruckerei geliefert. Sie muss auf jedem PC, an dem Regist-
rierungshardware betrieben werden soll, installiert werden. Die Middleware muss 
gemäß Ankunftsnachweisverordnung (ebenso wie die Hardware) vom BSI zerti-
fiziert werden.

Leider lieferte die Bundesdruckerei die erforderliche Middleware nicht wie an-
gekündigt schon in der ersten Jahreshälfte 2024, sondern eine fehlerfreie Version 
erst am 20. Dezember 2024. Diese Middleware konnte dann nicht mehr recht-
zeitig auf allen Arbeitsplätzen installiert werden. Das Ministerium der Justiz und 
für Migration hatte mit einer Notfallplanung für diesen Fall vorgesorgt, sodass die 
Registrierung über einen alternativen Weg unterbrechungsfrei sichergestellt war.4 
Die Middleware wurde dann sukzessive installiert und die PIK-BW nach und 
nach landesweit eingeführt.

Landesseitig ist das Projekt PIK-BW demgegenüber erfolgreich verlaufen. Die 
erforderliche Hardware wurde frühzeitig bestellt und rechtzeitig geliefert. Das 
Registrierungsverfahren wurde in kurzer Zeit konzipiert und entwickelt. Nicht 
zuletzt hat das Land durch die zentrale Beschaffung die Kommunen erheblich 
entlastet.

4.	Ablösung von MigVIS durch diMig

Das Projekt „Digitalisierung der Migrantenverwaltung“ (DiMig), hat das Ziel, ein 
IT-Fachverfahren für das Flüchtlings- und Ausländermanagement zur Verfügung 
zu stellen, das alle relevanten landesseitig zu bewältigenden Geschäftsprozesse 
abbildet. Dies umfasst sowohl die ausländerrechtliche Bearbeitung bei den Regie-
rungspräsidien als auch die Verwaltung der Erstaufnahme und Zuweisung in die 
vorläufige Unterbringung.

Am verlängerten Wochenende 3. bis 5. Oktober 2025 erfolgte die Ablösung von Mig-
VIS durch diMig. Vorangegangen war eine Entwicklungszeit von dreieinhalb Jahren, 
einschließlich einer intensive Testphase von Dezember 2024 bis August 2025. Das 
Regierungspräsidium Karlsruhe führte umfangreiche Schulungen für alle betroffenen 
Sachgebiete durch.

Die Vorbereitungszeit machte sich bezahlt: Die Ablösung verlief reibungslos. 
Durch den Einsatz aller Beteiligter am verlängerten Wochenende und eine mi-
nutiöse Planung konnten die Einschränkungen für den Dienstbetrieb auf ein Mi-
nimum reduziert werden. Während der Ablösung wurden die Daten aus MigVIS 
gemäß eines fachlichen und technischen Migrationskonzepts maschinell nach  
diMig übertragen. Die Sachbearbeitung fand damit ab dem ersten Tag in diMig 

_____________________________________

4	� Ausführlich zum Vorgehen über den Jahreswechsel 2024/2025 der Vorbericht: Bericht der 
Landesregierung vom 31. Januar 2025 (Drucksache 17/8247), Seite 4 f.
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die für sie relevanten Datensätze vor. Insgesamt wurden Datensätze zu über 
850 000 Personen übertragen und diesen Personen zum Beispiel über 540 000 
Datensätze zu Asylerstverfahren, über 50 000 Datensätze zu Ausweisungsverfah-
ren und über 40 000 Datensätze zu Verfahren wegen Illegalen Aufenthalts zuge-
ordnet.

Nach Aufnahme des Dienstbetriebs am 6. Oktober 2025 gingen bei der für diMig 
beauftragten Support-Ablaufstelle zahlreiche Meldungen zu unzureichenden Zu-
griffsrechten ein. diMig wurde mit einer sehr ausdifferenzierten rollenbasierten 
Zugriffsverwaltung umgesetzt, die der Sachbearbeitung genau die Lese- und Be-
arbeitungsrecht einräumt, die in der jeweiligen Rolle erforderlich sind. Offenkun-
dig hatten einige Stellen für ihre Bediensteten im Vorfeld nicht alle erforderlichen 
Rollen beantragt. Echte Fehlermeldungen hingegen wurden vergleichsweise  
wenige gemeldet. Fehler betrafen stets nur einzelne Arbeitsbereiche. Alle Fehler, 
die den Dienstbetrieb einzelner Bereiche behinderten, wurden im Rahmen zuvor 
definierter Fehlerbehandlungsprozesse innerhalb von wenigen Tagen behoben. 
Weniger kritische Fehler wurden für eine spätere Behebung vorgemerkt. Die ge-
meldeten Probleme blieben hinter den Szenarien, für die Vorbereitungen getroffen 
wurden, weit zurück.

Die Ablösung eines zentralen, von hunderten Personen genutzten und komplexen 
Fachverfahrens „auf einen Schlag“ war eine große technische Herausforderung. 
Notfallpläne für verschiedene Szenarien bis hin zum Abbruch der Umstellung 
lagen vor, mussten aber nicht genutzt werden. Umso mehr wird der problemarme 
Übergang als großer Erfolg gewertet.

Seither ist diMig das zentrale Fachverfahren der Regierungspräsidien im Mig-
rationsbereich. Außerdem wird es von den unteren Aufnahmebehörden im Rah-
men der Verlegung von Schutzsuchenden und von den Ausländerbehörden für 
die PIK-BW genutzt. Insgesamt bestehen über 2 500 Zugangskonten zu diMig. 
Täglich melden sich bis zu 600 Personen an diMig an.

Mit der Ablösung von MigVIS durch diMig ist der Grundstein für eine moderne, 
digitale Migrationsverwaltung gelegt. In weiteren Schritten sollen darauf aufbauend 
Schnittstellen angebunden und Prozesse noch stärker digital unterstützt werden.

5.	Weiterentwicklung von diMig

Seit Oktober 2025 werden regelmäßig Fehlerbehebungen und kleine Verbesse-
rungen an diMig umgesetzt. Außerdem wurde zum 1. November 2025 und zum  
1. Mai 2026 die Schnittstelle zum Ausländerzentralregister aktualisiert. Diese  
Aktualisierungen sind halbjährlich seitens des Bundes vorgesehen.

Es wurden aber auch zwei umfangreiche Erweiterungen von diMig ungesetzt: 
Bereits während der Tests zur Ablösung von MigVIS durch diMig haben sich 
Teile des Projektteams mit dem Ausbau von diMig beschäftigt. Schon am 19. De-
zember 2025 wurden mit der ersten großen Erweiterung weitere Eingabemasken 
bereitgestellt, zum Beispiel zur Abschiebungshaft und zur Beschäftigung. Diese 
waren für die Ablösung von MigVIS nicht relevant, da in MigVIS hierzu keine 
strukturierten Daten gespeichert wurden. Für die Praxis bedeuten sie aber eine 
weitere Verbesserung der Arbeitsabläufe.

Am 9. April wurde die zweite große Erweiterung von diMig bereitgestellt. Gegen-
stand war insbesondere der Bereich Verlegung – die Schnittstelle zwischen Erst-
aufnahme und vorläufiger Unterbringung. Hier wurden Übersichten und Druck-
funktionen verbessert.

Zukünftig sind vier größere Aktualisierungen von diMig pro Jahr geplant, um das 
System weiter auszubauen, an sich verändernde fachliche Bedürfnisse anzupassen 
und technisch auf dem neuesten Stand zu halten.
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6.	Digitale Antragsstrecke „modifizierte Pauschale“

Das Ministerium der Justiz und für Migration verfolgt die Strategie, in der digi-
talen Migrationsverwaltung möglichst keine neuen digitalen Schulden entstehen 
zu lassen. Das bedeutet, dass neue Verwaltungsverfahren möglichst von Beginn 
an digital konzipiert und dann auch tatsächlich digital unterstützt werden. So soll 
vermieden werden, dass neue Verwaltungsverfahren zunächst „analog“ eingeführt 
werden und dann ein weiteres Mal Aufwand für die Digitalisierung entsteht.

Grundsätzlich wird daher die Digitalisierung neuer Verwaltungsprozesse höher 
priorisiert als die Digitalisierung bereits bestehender Verwaltungsprozesse.

Dieser Strategie folgend wurde die Anforderung der monatlichen Pauschale für 
die Kosten der Vorläufigen Unterbringung durch die Unteren Aufnahmebehörden 
von Beginn an digital umgesetzt. Mit Gesetz vom 18. November 2025 wurde 
die bisherige Spitzabrechnung bei der Kostenerstattung ab Januar 2026 auf eine 
monatliche Pauschale umgestellt, die von den unteren Aufnahmebehörden pro 
untergebrachter Person angefordert werden kann. Aufgrund der Regelungen in 
der ErstattungsVO FlüAG konnte frühestens ab Mai 2026 die Pauschale für den 
Januar 2026 angefordert werden.

Rechtzeitig bis Mai 2026 wurde ein diMig-Modul umgesetzt, dass die Anfor-
derung der Pauschale übersichtlich über eine digitale Antragstrecke ermöglicht. 
Die unteren Aufnahmebehörden sehen dort für jeden Kalendermonat, ob bereits 
die Pauschale angefordert wurde und welchen Bearbeitungsstand diese hat. Neue 
Anforderungen sind über den Upload einer Belegungsliste der Vorläufigen Unter-
bringung möglich. Diese entspricht weitgehend einem bereits etablierten Vor-
druck. Die Belegungsliste wird dann systemseitig auf formale Korrektheit und 
Schlüssigkeit geprüft. Bei Problemen erhält die anfordernde Behörde innerhalb 
weniger Minuten eine Rückmeldung mit Hinweisen zur Bereinigung. Pro Eintrag 
in der Belegungsliste (jede Liste enthält hunderte oder tausende Einträge) werden 
über 20 fachliche Prüfungen vom System durchgeführt. Manuell wäre eine solche 
Prüfdichte nicht zu erreichen. Korrekte Belegungslisten werden dem Regierungs-
präsidium Karlsruhe als Bewilligungsbehörde zur weiteren Bearbeitung zur Ver-
fügung gestellt.

Mit diesem Modul ist es gelungen, das Verwaltungsverfahren zur Anforderung 
der modifizierten Pauschale von der ersten Sekunde an digital zu führen, statt es 
nachträglich zu „digitalisieren“.

7.	Umsetzung der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS)

Eine ähnliche Strategie verfolgt das Ministerium der Justiz und für Migration bei 
der Umsetzung der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems. Die in 
diesem europäischen Rechtsetzungspaket zusammengefassten elf Rechtsakte er-
fordern umfangreiche Änderungen an den bestehenden Verfahren. diMig muss an 
zahlreichen Stellen angepasst und erweitert werden. Besonders betroffen ist das 
Modul PIK-BW, da sich auch die Vorgaben zur Registrierung von Schutzsuchen-
den ändern. Diese Änderungen wurden mit Hochdruck umgesetzt und standen 
rechtzeitig zum 12. Juni 2026 zur Verfügung.

Neu eingeführt wird das sogenannte „Screening“, bei dem unerlaubt eingereiste 
Ausländer innerhalb kurzer Zeit einer Überprüfung mit Blick auf Gesundheit, 
Vulnerabilität, Identität und Sicherheit zu unterziehen sind. Für dieses Screening 
wird ein neues Modul in diMig umgesetzt, dass das Screeningverfahren digital 
abbildet und dokumentiert, welche Schritte des Screenings schon durchgeführt 
wurden und welche noch ausstehen.

Besonderheit bei der Umsetzung der GEAS-Rechtsakte ist insbesondere, dass auf 
unsicherer Tatsachengrundlage gearbeitet werden muss. Die nationale Umset-
zungsgesetzgebung durch den Bund erfolgte erst mit Gesetzen vom 28. April 2026. 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 18 / 169

7

Schnittstellenbeschreibungen für die neuen Anforderungen an die Registrierung 
wurden erst wenige Monate vor Wirksamwerden veröffentlicht. Details zum 
Screeningverfahren sind selbst Mitte Mai 2026 noch unklar. Dennoch wurde 
bereits zu Jahresbeginn 2026 mit den erforderlichen Anpassungen und Neuent-
wicklungen begonnen, um diese rechtzeitig zum 12. Juni 2026 bereitstellen zu 
können. Dadurch, dass viele Details zu diesem Zeitpunkt nicht klar waren, kommt 
es zwangsläufig zu einem höheren Korrekturaufwand unmittelbar vor und voraus-
sichtlich auch nach der Bereitstellung. Die Alternative wäre aber gewesen, ohne 
digitale Unterstützung zu arbeiten oder vorhandene Eingabemasken zweckzuent-
fremden, was zu erheblichen Problemen mit der Datenqualität geführt hätte.

8.	Mittelbedarfe und -verwendung

8.1 PIK-BW

Wesentlicher Kostenpunkt im Projekt PIK-BW war die Beschaffung der PIK-
Hardware einschließlich Middleware bei der govDigital e. G. Hier entstanden 
Kosten in Höhe von 1 618 357,15 Euro für die Ausstattung der Landeserstauf-
nahmeeinrichtungen und in Höhe von 2 321 279,95 Euro für die Ausstattung der 
kommunalen Ausländerbehörden.

Für die Entwicklung des Registrierungsverfahrens sind seitens der Dienstleister bis 
Ende 2024 insgesamt Kosten in Höhe von 1 411 219,89 Euro angefallen. Ab 2025 
war der zeitliche Aufwand für die PIK-BW nicht mehr bedeutend hoch, weshalb auf 
eine separate Darstellung der Kosten für die PIK-BW verzichtet wurde. Ab 2025 
sind die für die PIK-BW angefallenen Entwicklerkosten in den unter 7.2 aufgeliste-
ten Kosten für die Entwicklung von diMig insgesamt enthalten.

Laufende Kosten für die PIK-BW entstehen noch für die dazugehörige Down-
loadplattform, die es seit Dezember 2024 gibt (einmalig 1 904,00 Euro und mo-
natlich 476,00 Euro).

Darüber hinaus entstehen Betriebs- und Supportaufwände. Diese betreffen im 
Wesentlichen das als Registrierungsverfahren genutzte DiMig, sie werden daher 
ebenfalls unter 7.2 angegeben.

Insgesamt kostete das Projekt PIK-BW also 5 315 762,79 Euro.
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8.2 diMig

Für die Entwicklung (und ab 2025 den Betrieb) von diMig wurden bis 2025 fol-
gende Mittel aufgewendet5:

_____________________________________

5	� Bezugsjahr ist das Jahr der Leistung. Soweit in der Tabelle „Dienstleister“ ausgewiesen werden, 
werden diese in der Regel als Unterauftragnehmer der BITBW tätig. Die Unterscheidung in 
„Dienstleister“ und „BITBW“ folgt nicht dem juristischen Auftragsverhältnis zum 
Justizministerium, sondern dient der Transparenz in der Berichterstattung.

 
 
 
 
 
 
Jahr Verwendung Betrag in Euro 

2018 Softwarelizenzen 8.277 

 Dienstleister (insb. Unterstützung Geschäfts- 
prozesserhebung) 

119.670 

 Summe 2018 127.947 

2019 Softwarelizenzen 9.044 

 Dienstleister (insb. Unterstützung Geschäfts- 
prozesserhebung) 

45.410 

 BITBW (insb. technisches Teilprojekt) 88.077 

 Summe 2019 142.531 

2020 Softwarelizenzen 11.060 

 Dienstleister 4.478 

 BITBW (insb. technisches Teilprojekt) 63.993 

 Summe 2020 79.532 

2021 Softwarelizenzen 8.816 

 Dienstleister (Vorentwicklungsprojekt) 172.428 

 BITBW (insb. technisches Teilprojekt) 101.322 

 Übernahme BayAS 25.000 

 Summe 2021 307.566 

2022 Softwarelizenzen 13.849 

 BITBW (Übergabe technisches Teilprojekt) 23.248 

 Dienstleister (technisches Teilprojekt) 1.255.048 

 Betrieb 57.891 

 Summe 2022 1.350.036 
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Jahr Verwendung Betrag in Euro 

2023 Softwarelizenzen 19.770 

 BITBW 0 

 Dienstleister (technisches Teilprojekt) 2.516.923 

 Betrieb 50.730 

 Summe 2023 2.587.423 

2024 Softwarelizenzen 28.727 

 BITBW (Service Delivery Management) 50.600 

 Dienstleister Entwicklung (technisches Teilprojekt) 3.469.164 

 Dienstleister Beratung (IT-Sicherheit, Datenschutz) 37.126 

 Betrieb 128.225 

 Support diMig/PIK 149.457 

 Updates für Schnittstellen 44.910 

 Summe 2024 3.908.209 

2025 Softwarelizenzen 32.700 

 BITBW (Service Delivery Management) 55.200 

 Dienstleister (technisches Teilprojekt) 4.335.484 

 Dienstleister Beratung (IT-Sicherheit, Datenschutz) 115.793 

 Betrieb 192.159 

 Support diMig/PIK 214.689 

 Updates Schnittstellen 63.079 

 Summe 2025 5.009.104 

 Summe 2018 bis 2025 13.512.348 
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Für 2026 sind folgende Aufwände geplant:

Die für 2026 angefallenen und absehbaren Aufwände liegen zu einem großen Teil 
in der Umsetzung der GEAS-Reform einschließlich der Entwicklung eines Fach-
verfahrens für das Screening begründet (vgl. oben Ziffer 6). Hinzu kommen Auf-
wände für die digitale Umsetzung der modifizierten Pauschale (vgl. oben Ziffer 5) 
sowie die Anbindung von Schnittstellen. Aufgrund zahlreicher neuer Vorgaben 
in den Schnittstellen zu den Bundessystemen ist auch die Aktualisierung der be-
stehenden Schnittstellen mehr als doppelt so teuer wie in den Vorjahren.

Für die Folgejahre werden folgende Aufwände prognostiziert:

Ab 2027 wird mit strukturellen Bedarfen von ca. 3 Millionen Euro jährlich für 
den Betrieb und die fortlaufende Weiterentwicklung gerechnet. Diese sind in der 
Fortschreibung der Mittelfristigen Finanzplanung 2027 bis 2031 entsprechend ab-
gebildet. Über die Bereitstellung der Mittel ist im Rahmen der künftigen Haus-
haltsplanaufstellung zu entscheiden. Um diMig aktuell zu halten und damit lang-
fristig ein funktionierendes und bedarfsgerechtes digitales System für die Migra-
tionsverwaltung bereitstellen zu können, wird diMig –im Rahmen der jeweils zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel – auch in Zukunft stetig um wesentliche 
Funktionen erweitert werden. Diese Anpassungsbedarfe erklären sich neben tech-
nischen Fortentwicklungen vor allem aus Änderungen bestehender und Schaffung 
neuer Schnittstellen zum Datentransfer mit System des Bundes sowie der Euro-
päischen Union. Ferner dürfte die ausgesprochen dynamische Rechtssetzungstä-
tigkeit im Bereich des Migrationsrechtes für Anpassungen sorgen.

2026  Softwarelizenzen 32.700 

 BITBW 55.200 

 Dienstleister (technisches Teilprojekt) 4.730.000 

 Dienstleister Beratung (IT-Sicherheit, Datenschutz) 59.143 

 Betrieb 206.975 

 Support 230.000 

 Updates Schnittstellen 140.138 

 gesamt 2026 5.454.156 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ab 2027 
laufend 

Softwarelizenzen 32.700,00 

 BITBW 55.200,00 

 Dienstleister (technisches Teilprojekt) 2.300.000,00 

 Dienstleister Beratung (IT-Sicherheit, Datenschutz) 20.000,00 

 Betrieb 250.000,00 

 Support 230.000,00 

 Updates Schnittstellen 80.000,00  

 gesamt laufende Kosten 2.967.900,00 
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9	 Personaleinsatz

9.1 PIK-BW

Die personellen Aufwände für die PIK-BW lassen sich aufgrund des zeitlich 
komprimierten aber intensiven Projektverlaufs nur schwer abschätzen. Grob ge-
schätzt waren im Zeitraum Februar 2024 bis März 2025 durchschnittlich 1,5 Voll-
zeitäquivalente im höheren Dienst und 1 Vollzeitäquivalent im gehobenen Dienst 
in der Projektleitung im Ministerium der Justiz und für Migration eingesetzt. Im 
Regierungspräsidium Karlsruhe waren im fachlichen Teilprojekt ein Vollzeitäqui-
valent im gehobenen Dienst für das Projekt erforderlich. Die Aufwände haben 
sich dann schrittweise reduziert.

Hinzu kommen die Schulungsaufwände bei den schulenden und den teilnehmen-
den Bediensteten.

Aufbau und Installation der PIK-BW dürften im Bereich des Landes ca. vier Stun-
den pro Station und im Bereich der Kommunen ca. anderthalb Personentage pro 
Station ausmachen (aufgrund der heterogenen kommunalen IT-Landschaft ist die 
Installation dort komplexer).

9.2 diMig

Die personellen Aufwände können nur summarisch erhoben werden. Im Durch-
schnitt ist der Personaleinsatz im Projekt DiMig seit Mitte 2025 höher als im Vor-
bericht dargestellt, da mehrere Weiterentwicklungen parallel und außerdem der 
laufende Betrieb zu betreuen sind: In der Projektleitung im Ministerium der Justiz 
und für Migration sind zwei Bedienstete im höheren Dienst mit jeweils ca. 60 % 
Arbeitszeitanteil und drei Bedienstete im gehobenen Dienst mit jeweils ca. 70 % 
Arbeitszeitanteil eingesetzt.

Im Regierungspräsidium Karlsruhe sind vier Bedienstete des gehobenen Dienstes 
Vollzeit im Projekt DiMig tätig, hinzu kommen Aufwände durch zahlreiche wei-
tere Personen im Bereich der Qualitätssicherung.

10. �Bund-Länder-Zusammenarbeit bei der Digitalisierung der Migrantenverwal-
tung

Wie bereits berichtet arbeiten Bund und Länder bei der Digitalisierung der Mig-
rantenverwaltung in mehreren Projekt- und Arbeitsgruppen zusammen.6 Baden-
Württemberg wird in diesen Gremien meist durch das Justizministerium vertre-
ten, in den Gremien der Innenministerkonferenz durch das Innenministerium. Das 
Justizministerium nimmt dabei seine Steuerungs- und Koordinierungsaufgabe 
wahr und informiert die Behörden des Landes fortlaufend über wesentliche Ent-
wicklungen oder bindet sie in diese ein. Die Erkenntnisse aus diesen Gremien 
fließen in die Planung des Projekts DiMig mit ein und führen erforderlichenfalls 
zu einer Anpassung der Projektplanung.

Herausfordernd in der Zusammenarbeit ist aktuell, dass der Bund Informationen 
und Infrastruktur für erforderliche Maßnahmen auf Seiten des Landes oftmals 
zu spät bereitstellt. Der Bund muss den Ländern organisatorische Informationen, 
Schnittstellenspezifikationen, technische Zugänge, Testsysteme für Schnittstellen 
usw. zur Verfügung stellen, um ihnen die Softwareentwicklung zu ermöglichen. 
Dies geschieht leider oft so spät, dass Anpassungen nur mit hohem zeitlichen 
Druck und außerhalb üblicher Prozesse und Strukturen des IT-Service-Manage-
ments fristgerecht umgesetzt werden können. Dies bedeutet, dass zum Beispiel 

_____________________________________

6	� Bericht der Landesregierung vom 27. Juni 2022 (Drucksache 17/2780), Seite 5; Bericht der 
Landesregierung vom 31. Januar 2025 (Drucksache 17/8247), Seite 12.
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Maßnahmen der Qualitätssicherung verkürzt werden müssen und höhere Auf
wände für Fehlerbereinigungen entstehen.

Grund für die späten Bereitstellungen durch den Bund seien Verzögerungen auf 
Seiten der EU und Kapazitätsprobleme bei den verantwortlichen Bundesbehör-
den. Hier wiederholen sich aber bei der GEAS-Umsetzung Muster, die schon bei 
der PIK-Umstellung Ende 2024 zu beobachten waren.7

11. Zusammenfassung

Das Projekt DiMig hat mit seinen Unterprojekten ein leistungsfähiges Fachver-
fahren für die Migrationsverwaltung in Baden-Württemberg geschaffen. Das Alt-
verfahren wurde abgelöst und die Daten in das neue Fachverfahren diMig erfolg-
reich übernommen. Dieses wird flexibel und – wenn nötig – schnell an neue He-
rausforderungen angepasst. Die zentrale Beschaffung der PIK-BW hat die Kom-
munen finanziell und organisatorisch entlastet. Bei der modifizierten Pauschale 
und dem Screeningverfahren stehen digitale Lösungen vom ersten Tag an bereit.

Die finanziellen und personellen Aufwände für diese Erfolge sind erheblich. An-
passungen und Investitionen in diMig werden auch künftig notwendig sein. Aus 
Sicht des Ministeriums der Justiz und für Migration war und ist dieser Aufwand 
erforderlich, um eine leistungsfähige Migrationsverwaltung zu ermöglichen und 
in Zukunft von technischen Innovationen zu profitieren.

_____________________________________

7	� Vgl. Bericht der Landesregierung vom 31. Januar 2025 (Drucksache 17/8247), Seiten 4 f.
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